
SPD-Fraktion im Rat der
Stadt Bornheim

SPD-Fraktion – Servatiusweg 19-23 – 53332 Bornheim

An die
Vorsitzenden der Ausschüsse
SIDA und IntrA
Rathausstraße 2
53332 Bornheim

Bornheim, 05.10.2021

Fortschreibung des Integrationskonzeptes, Erstellung einer
Expertise zur Integration sowie Planung der Integrationsarbeit in
der Stadt Bornheim

Sehr geehrte Frau Görg-Mager, sehr geehrte Frau Görgen,

wir bitten um Berücksichtigung des nachfolgenden Antrages für die Tagesordnung der
nächsten Sitzung des Ausschusses für Soziales, Wohnen und Demographie (SIDA) und des
Integrationsausschusses (IntrA).

Antrag:

Der SIDA/IntrA beauftragt die Verwaltung:

1. Das zurzeit gültige Integrationskonzept aus dem Jahr 2010 zu aktualisieren,
fortzuschreiben und den Ausschüssen vorzulegen.

2. Eine konkrete Umsetzungsplanung in Form einer Integrationsplanung (analog
Jugendhilfeplanung) den Ausschüssen vorzulegen.

Begründung:

Zu 1) In der Sitzung des Integrationsausschusses am 25. August wurde die zurzeit gültige
über 10 Jahre alte Integrationskonzeption der Stadt Bornheim beraten. Die von einem
Institut erarbeitete Konzeption muss dringend als maßgebliche Richtschnur für Politik,
Verwaltung und Hilfsorganisationen überarbeitet werden. In der Zwischenzeit haben
sich die Sichtweisen auf die Integration hin zu mehr Inklusion verändert. Integration ist
keine Einbahnstraße. Zudem gab es im Jahr 2015 eine große Flüchtlingsbewegung.

Daher ist die bestehende Konzeption fortzuschreiben.



Zu 2) Eine Umsetzungsplanung der Konzeption kann sich an der Methodik der
Jugendhilfeplanung orientieren, die zunächst den Bestand an Einrichtungen, Diensten
und Angeboten erfasst, um sie dem notwendigen Bedarf gegenüberzustellen. Aus
diesem Abgleich ergibt sich dann eine konkrete Maßnahmenplanung. Die Grundlagen
eines solchen Vorgehens wurden in der derzeit maßgeblichen Konzeption gelegt. Dort
sind alle Institutionen, Dienste und Angebote bereits mit Stand 2010 aufgeführt, die
lediglich zu aktualisieren sind. Hinsichtlich der verschiedenen Zielgruppen (Flüchtlinge,
Aussiedler/innen, Familien mit internationaler Familiengeschichte) sind angepasste
Angebote zu entwickeln. Diese müssen auch Maßnahmen enthalten, die sich an die
Aufnahmegesellschaft richten (Diskriminierung, Antirassismus). Für die Umsetzung
muss eine solide Finanzierung bereitgestellt werden.

Unter den genannten Aspekten ist folglich eine Integrationsplanung fortzuschreiben
und vorzulegen.

Mit freundlichen Grüßen

Dr. Peter Tourné, Wilfried Hanft und Fraktion


